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Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.11.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 11.11.2013 10.12.2013

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag

entfällt 10.12.2013

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag

entfällt 10.12.2013

Umsatzsteuer2 11.11.2013 10.12.2013

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 14.11.2013 13.12.2013

Scheck4 08.11.2013 06.12.2013

Gewerbesteuer 14.11.2013 entfällt

Grundsteuer 14.11.2013 entfällt

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 18.11.2013 entfällt

Scheck4 12.11.2013 entfällt

Sozialversicherung5 27.11.2013 23.12.2013

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Termine November/Dezember 2013

Ausgabe November 2013

tax
Geschenke an Geschäftsfreunde
Regelungen zum Abzug als Betriebsausgaben

Zum Jahresende ist es üblich, Ge-
schenke an Geschäftsfreunde zu ver-
teilen. Deshalb sind für den Abzug 
dieser Aufwendungen als Betriebsaus-
gaben die nachfolgenden Punkte von 
großer Bedeutung:

 �Geschenke an Geschäftsfreunde 
sind nur bis zu einem Wert von 35 

€ netto ohne Umsatzsteuer pro Jahr 
und pro Empfänger abzugsfähig. 
 �Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei 
Versicherungsvertretern, Ärzten) ist 
in die Ermittlung der Wertgrenze mit 
einzubeziehen. In diesen Fällen darf 
der Bruttobetrag (inklusive Umsatz-
steuer) nicht mehr als 35 € betragen.
 �Es muss eine ordnungsgemäße 
Rechnung vorhanden sein, auf der 
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der Name des Empfängers ver-
merkt ist. Bei Rechnungen mit 
vielen Positionen sollte eine ge-
sonderte Geschenkeliste mit den 
Namen der Empfänger sowie der 
Art und der Betragshöhe des Ge-
schenks gefertigt werden.

 �Schließlich müssen diese Aufwen-
dungen auf ein besonderes Konto 
der Buchführung „Geschenke an 
Geschäftsfreunde“, getrennt von 
allen anderen Kosten, gebucht 
werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämtli-
cher Geschenke pro Person und pro 
Wirtschaftsjahr den Betrag von 35 € 
oder werden die formellen Voraus-



Vorsteuerabzug
Keine Erbschaftsteueranrechnung auf Kapitalvermögen im Ausland Betrieb einer Fotovoltaikanlage auch 

dann unternehmerisch, wenn die 
Menge des erzeugten Stroms unter 
der privat verbrauchten Menge liegt

Doppelbesteuerungsabkommen

Die Einordnung des Betriebs einer Fo-
tovoltaikanlage als unternehmerische 
Tätigkeit setzt nicht voraus, dass die 
Anlage mehr Strom erzeugt als vom 
Betreiber privat verbraucht wird. Ent-
scheidend ist, dass der Betreiber den 
erzeugten Strom ganz oder zum Teil 
gegen Entgelt an einen Abnehmer lie-
fert, auch wenn er von dem Abneh-
mer wiederum Strom bezieht. Mit der 
Lieferung von Strom gegen Entgelt ist 
der Betreiber Unternehmer. Damit ist 
er insbesondere zum Vorsteuerabzug 
aus den Errichtungskosten der Anlage 
berechtigt.

Eine deutsche Erblasserin hatte um-
fangreiches Bankguthaben und 
Wertpapiere in Frankreich auf dor-
tigen Bankkonten unterhalten. Die 
in Deutschland steuerpflichtige Er-
bin zahlte darauf französische Erb-
schaftsteuer. Im Rahmen der auch 
in Deutschland abzugebenden Erb-
schaftsteuererklärung beantragte sie 
die Anrechnung ihrer in Frankreich 
gezahlten Erbschaftsteuer, zumindest 

aber deren Berücksichtigung als Nach-
lassverbindlichkeit. Beides wurde vom 
zuständigen Finanzamt abgelehnt.
Der Bundesfinanzhof sieht diese Be-
urteilung in Übereinstimmung mit dem 
zwischen Deutschland und Frankreich 
abgeschlossenen Doppelbesteue-
rungsabkommen. Eine sich dadurch er-
gebende übermäßige konfiskatorische 
Besteuerung kann allenfalls durch eine 
Billigkeitsmaßnahme gemildert werden.
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setzungen nicht beachtet, sind die Ge-
schenke an diese Personen insgesamt 
nicht abzugsfähig.
Kranzspenden und Zugaben sind kei-
ne Geschenke und dürfen deshalb 
auch nicht auf das Konto „Geschenke 
an Geschäftsfreunde“ gebucht wer-
den. In diesen Fällen sollte ein Konto 
„Kranzspenden und Zugaben“ einge-
richtet werden.
Hinweis: Unternehmer haben bei be-
trieblich veranlassten Sachzuwendun-
gen und Geschenken die Möglichkeit, 
eine Pauschalsteuer von 30 % zu leis-
ten. Um bei hohen Sachzuwendungen 
eine Besteuerung mit dem individu-
ellen Steuersatz des Empfängers zu 
gewährleisten, ist die Pauschalierung 
ausgeschlossen, soweit die Aufwen-
dungen je Empfänger und Wirtschafts-
jahr oder je Einzelzuwendung 10.000 
€ übersteigen. Die Zuwendungen sind 
weiterhin aufzuzeichnen, auch um die-
se Grenze prüfen zu können. 
Als Folge der Pauschalversteuerung 
durch den Zuwendenden muss der 
Empfänger die Zuwendung nicht ver-
steuern. In einem koordinierten Län-
dererlass hat die Finanzverwaltung zur 

Anwendung dieser Regelung Stellung 
genommen. Danach ist u. a. Folgen-
des zu beachten.

 �Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur 
Anwendung der Pauschalierung der 
Einkommensteuer für alle innerhalb 
eines Wirtschaftsjahres gewährten 
Zuwendungen einheitlich auszu-
üben. Es ist jedoch zulässig, die 
Pauschalierung jeweils gesondert 
für Zuwendungen an Dritte (z. B. 
Geschäftsfreunde und deren Arbeit-
nehmer) und an eigene Arbeitneh-
mer anzuwenden.
 �Streuwerbeartikel (Sachzuwendun-
gen bis 10 €) müssen nicht in die 
Bemessungsgrundlage der Pau-

schalierung einbezogen werden, 
werden also nicht besteuert.
 �Bei der Prüfung, ob Aufwendungen 
für Geschenke an einen Nichtarbeit-
nehmer die Freigrenze von 35 € pro 
Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die 
übernommene Steuer nicht mit ein-
zubeziehen. Die Abziehbarkeit der 
Pauschalsteuer als Betriebsausga-
be richtet sich danach, ob die Auf-
wendungen für die Zuwendung als 
Betriebsausgabe abziehbar sind.
 �Der Unternehmer muss den Zu-
wendungsempfänger darüber infor-
mieren, dass er die Pauschalierung 
anwendet. Eine besondere Form ist 
dafür nicht vorgeschrieben.

Nach einer Verfügung der Oberfinanz-
direktion Frankfurt am Main  müssen 
bloße Aufmerksamkeiten (Sachzuwen-
dungen aus Anlass eines besonderen 
persönlichen Ereignisses, wie Ge-
burtstag, Jubiläum) mit einem Wert bis 
zu 40 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht 
mehr in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalsteuer einbezogen werden.
Wegen der Kompliziertheit der Vor-
schrift sollte in Einzelfällen der Steuer-
berater gefragt werden.



Erhaltungsaufwand oder Herstellungskosten beim Umbau eines Gebäudes

Herstellungskosten unterliegen der 
Abschreibung

Verrechnung von Altverlusten aus privaten Wertpapiergeschäften mit Kapital-
erträgen nur noch bis zum 31.12.2013 möglich

Steuerpflicht für den privat nutzba-
ren Dienstwagen auch bei nach-
weisbarer Nichtnutzung

Möglichkeiten der Verrechnung
Dienstwagen

Insbesondere in den ersten Jahren 
nach Erwerb eines Gebäudes können 
Aufwendungen für die Erhaltung leicht 
zu nachträglichen Herstellungskos-
ten führen. Welche Aufwendungen zu 
Herstellungskosten zählen, bestimmt 
das Handelsgesetzbuch. Aber auch 
bei einem Umbau kann eine nur ge-
ringfügige Erweiterung des Gebäudes 
zu Herstellungskosten führen, die über 
Jahre hinweg abgeschrieben werden 
müssen und nicht in einem Jahr als 
Werbungskosten abgezogen werden 
können, wie der folgende Fall zeigt:
Ein Ehepaar hatte 1996 ein Einfamilien-
haus erworben und vermietet. Aufgrund 

Überlässt ein Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer unentgeltlich oder 
verbilligt einen Dienstwagen zur pri-
vaten Nutzung, ist dieser geldwerte 
Vorteil als Lohnzufluss zu versteu-
ern. Kann der exakte Nachweis 
nicht durch ein Fahrtenbuch geführt 
werden, kommt es zur Anwendung 
der sog. 1 %-Regelung. Sie ist auch 
dann anzuwenden, wenn das Fahr-
zeug nachweislich nicht privat ge-
nutzt worden ist.
Bei Anwendung der 1 %-Regelung 
kommt es auf den Umfang der tat-
sächlichen privaten Nutzung nicht 
an. Entscheidend ist allein, dass 
das Fahrzeug dem Arbeitnehmer für 
private Zwecke zur Verfügung steht. 
Die Steuerpflicht entsteht nicht erst 
mit der erstmaligen privaten Nut-
zung, sondern bereits mit der Inbe-
sitznahme des Dienstwagens.
Von der Besteuerung kann nur dann 
abgesehen werden, wenn der Ar-
beitnehmer nicht (mehr) befugt ist, 
das betriebliche Fahrzeug auch für 
private Zwecke zu nutzen.

Bis zum 31.12.2013 besteht letztmalig 
die Möglichkeit der Verrechnung von 
Altverlusten mit bestimmten positiven 
Kapitalerträgen. Altverluste sind sol-
che aus privaten Wertpapiergeschäf-
ten aus der Zeit vor dem 1.1.2009 (vor 
Einführung der Abgeltungsteuer).
Die Verrechnung der Altverluste er-
folgt durch das Finanzamt im Rahmen 
der Einkommensteuererklärung. Dazu 
muss dem Finanzamt eine Jahressteu-
erbescheinigung der Bank vorgelegt 
werden, aus der die dem Steuerabzug 
unterworfenen Veräußerungsgewinne 
ersichtlich sind. Dies gilt letztmalig im 
Jahr 2014 für die Veranlagung des 
Jahres 2013. Nach Ablauf des Jahres 
2013 ist eine Verrechnung von Altver-
lusten nur noch mit Gewinnen aus der 
Veräußerung anderer Wirtschaftsgüter 
(Kunstgegenstände, Devisen, Edelme-
talle) innerhalb der einjährigen Speku-
lationsfrist möglich, wenn diese jährlich 
mindestens 600 € betragen. Darüber 

Überlässt ein Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer unentgeltlich oder 
verbilligt einen Dienstwagen auch 
zur privaten Nutzung, ist dieser Nut-
zungsvorteil als Lohn zu versteuern. 
Ist dem Arbeitnehmer die Privatnut-
zung untersagt, ist kein Nutzungs-
vorteil zu versteuern. Dies gilt auch, 
wenn das Fahrzeug an nahe Ange-
hörige überlassen und das Privat-
nutzungsverbot nicht überwacht 
wird.

Bei nicht erlaubter Privatnutzung 
des Dienstwagens ist kein Nut-
zungsvorteil nach der 1 % Rege-
lung zu versteuern

Privatnutzungsverbot

hinaus besteht noch eine Verrech-
nungsmöglichkeit mit Gewinnen aus 
dem Verkauf nicht selbst genutzter 
Immobilien innerhalb der zehnjährigen 
Spekulationsfrist.
Hinweis: Wer noch über Altverluste 
aus privaten Spekulationsgeschäften 
verfügt, kann Wertsteigerungen sei-
nes nach 2008 angeschafften Wert-
papierbestands durch Verkauf noch in 
diesem Jahr realisieren und die steu-
erbaren Veräußerungsgewinne mit den 
Altverlusten verrechnen. Eine Abstim-
mung mit dem Steuerberater und der 
Bank ist sinnvoll.

Undichtigkeit wurde das bis dahin 
vorhandene Flachdach im Jahr 2006 
durch ein Satteldach ersetzt, wodurch 
ein Dachgeschoss (im Rohzustand) 
entstand, das nicht genutzt wurde.
Der Bundesfinanzhof hat klar gemacht, 
dass auch eine nur geringfügige Erwei-
terung und damit auch eine Erweite-
rung der Nutzungsmöglichkeit des 
Gebäudes zu (nachträglichen) Herstel-
lungskosten führt. Auf die tatsächliche 
Nutzung und auf den finanziellen Auf-
wand kommt es nicht an. Die nutzba-
re Fläche im Sinne der vorgenannten 
Rechtsprechung umfasst nicht nur die 
Wohnfläche eines Gebäudes, sondern 
auch die zur Wohnung gehörenden 
Grundflächen der Zubehörräume so-
wie die den Anforderungen des Bau-
ordnungsrechts nicht genügenden 
Räume.



Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen

Freigrenzen und deren Besonderheiten für Veranstaltungen

Aufwendungen für im überwiegend 
betrieblichen Interesse des Arbeitge-
bers durchgeführte Betriebsveranstal-
tungen dürfen pro Arbeitnehmer nicht 
mehr als 110 € inklusive Umsatzsteuer 
betragen. Außerdem dürfen maximal 
zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr 
durchgeführt werden. Wird die Frei-
grenze von 110 € überschritten, ist der 
Gesamtbetrag als Arbeitslohn zu ver-
steuern. 

Bei der Berechnung der Freigrenze 
sind jedoch nur solche Kosten des 
Arbeitgebers einzubeziehen, die ge-
eignet sind, beim Arbeitnehmer einen 
geldwerten Vorteil auszulösen. Das 
sind nur solche Leistungen, die die 
Teilnehmer unmittelbar konsumieren 
können:

 �Kosten für die Ausgestaltung der 
Betriebsveranstaltung – insbeson-
dere Mietkosten und Kosten für die 
organisatorischen Tätigkeiten eines 
Eventveranstalters – sind grundsätz-
lich nicht zu berücksichtigen.
 �Die zu berücksichtigenden Kosten 
können zu gleichen Teilen auf die 
Gäste aufgeteilt werden, sofern die 
entsprechenden Leistungen nicht 
individualisierbar sind. Aufzuteilen ist 
der Gesamtbetrag dabei auch auf 
Familienangehörige, sofern diese 
an der Veranstaltung teilgenommen 
haben.

Der auf die Familienangehörigen ent-
fallende Aufwand ist den Arbeitneh-
mern bei der Berechnung, ob die Frei-
grenze überschritten ist, jedoch nicht 
mehr zuzurechnen.
Der Arbeitgeber kann diesen Arbeits-
lohn pauschal versteuern. Dies gilt al-
lerdings nur dann, wenn die Teilnahme 
an der Veranstaltung allen Arbeitneh-
mern offen stand.
Der Bundesfinanzhof hat die Auffas-
sung der Finanzverwaltung bestätigt, 
dass es nicht auf die Dauer der Veran-
staltung ankommt. Die Veranstaltung 
kann sich also auch über zwei Tage 
(mit Übernachtung) hinziehen.

Bei den am Ende eines Jahres üb-
lichen Weihnachtsfeiern sollte noch 
Folgendes beachtet werden:

 �Geschenkpäckchen bis zu einem 
Wert von 40 € inklusive Umsatz-
steuer, die anlässlich solcher Feiern 
übergeben werden, sind in die Be-
rechnung der Freigrenze einzubezie-
hen.
 �Geschenke von mehr als 40 € in-
klusive Umsatzsteuer sind grund-
sätzlich steuerpflichtiger Arbeitslohn 
und deshalb nicht bei der Prüfung 
der Freigrenze zu berücksichtigen. 
Die gezahlten Beträge können dann 
aber vom Arbeitgeber mit 25 % pau-
schal versteuert werden.
 �Geldgeschenke, die kein zweckge-
bundenes Zehrgeld sind, unterlie-
gen nicht der Pauschalierungsmög-
lichkeit und müssen voll versteuert 
werden.
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


